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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Inge Höger, Wolfgang Gehrcke, Christine Buchholz, 
Annette Groth, Andrej Hunko, Niema Movassat, Dr. Alexander S. Neu 
und der Fraktion DIE LINKE. 


Deutschlands Beitrag zur internationalen humanitären Minenräumung 


Die auch vou Deutschland im Jahr 1998 ratifizierte Ottawa-Konvention verbie- 
tet den Einsatz, die Produktion, den Transfer und den Handel von Antipersonen- 
minen. Zudem ratifizierte die Brmdesrepublik Deutschland im Jahr 2009 das 
Übereinkommen über Stieumunition, das den Einsatz, die Entwicklung, die 
Herstellung, den Erwerb, die Lagerung, die Zurückbehaltimg sowie die Weiter- 
gabe von Streumunition ächtet. 

Auf der Webseite des Auswärtigen Amts heißt es: „Deutschland setzt sich inter- 
national mit großem Nachdruck für humanitäres M in en- und Kampflnittelräu- 
men, einschließlich des Räumens von Stierununition und Submrmitionen, ein“ 
(www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpoliük/Friedenspolitik/Abmestimg/ 
KonvRueKontrolle/Streumunition node.html). Zudem setze sich die Brmdes- 
regierung für die Universalisierung des Übereinkommens über Streimnmition 
ein (ebd.). Sowohl Landminen als auch Süerununition venirsachen regelmäßig 
Verletzte und Todesfälle in der ZivilbevöUcenmg. 

Das Übereinkommen über Stieumunition sieht zudem vor, dass die beteiligten 
Staaten sämtliche Str eumunition bis spätestens acht Jahre nach Inkrafttreten des 
Übereinkommens (also bis zum Jahr 2018) vollständig vernichten. Der Haus- 
haltsauschuss des Deutschen Bundestages hat am 20. November 2008 das Bun- 
desmmisterium der Verteidigung dazu aufgefordert, jährlich detailliert über die 
abgeflossenen Haushaltsmittel zur' Aussonderung, Ver'wertimg und Entwertimg 
von Streumrmition zu berichten. 

Nach Informationen des „Landmine & Cluster Mrmition Monitor“ waren im 
Oktober 2014 insgesamt 59 Staaten und vier weitere Territorien von Minen 
rmd nichtexplodierter Mrmition betroffen (www.the-monitor.org/mdex.php/ 
publications/display?url=lm/2013/sub/Major_Findings.html). Li einigen Fällen 
handelt es sich mn Überreste längst vergangener Kriege, wie z. B. in Bosnien- 
Herzegowina. Noch 20 Jahre nach dem Ende des Jugoslawien-Krieges sind dort 
über 1200 km^ Land vermint. Das dortige Minenaktionszentrum hat sich vorge- 
nommen, Bosnien-Herzegowina bis zmn Jahr 2019 g änzli ch von Minen zu be- 
freien (www.bhmac.org/en/streani.daenet?kat=l 8). 

Die Räumung nichtexplodierter Sprengkörper und Munitionen ist eine imab- 
dingbare Voraussetzimg für den Wiederaufbau betroffener Gebiete. Auch deut- 
sche Organisationen leisten weltweit einen wichtigen Beitrag zur' hmnanitären 
Minenräumung. Diese wertvolle Arbeit wird allerdings durch die mangelnde 
Räumung von Blindgängern, Munition und Munitionsresten durch die Brmdes- 
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wehr in Afghanistan unterminiert und infrage gestellt (Bundestagsdrucksache 
18/3382). 


Wir fr agen die Bundesregierung: 

1. Mit welchen finanziellen Mitteln beteiligt sich die Buudesregienmg seit 
dem Jahi' 2005 an der internationalen hmnanitären Minenrämmmg (bitte in 
Gänze und nach Einsatzland getrennt auffuhien)? 

2. Welche deutschen Minenräumungs-Organisationen sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit dem Jahr 2005 in welchen Staaten ini Einsatz? 

3. Nach welchen Kriterien unterstützt die Bundesregierung deutsche Minen- 
räuniungs-Organisationen bei der Vergabe von Missionen? 

4. Nach welchen Kriterien entscheidet die Btmdesregienmg, welche von 
Minen betroffenen Staaten sie finanziell bzw. mit deutschen Minenräume- 
rinnen und Minenräumern unterstützt und welche sie nicht unterstützt? 

5. Mit welchen konkreten Schritten hat sich die Btmdesregierung seit Inkraft- 
treten des Übereinkommens über Streumunition im Jahr 2010 für dessen 
Universalisierung eingesetzt? 

6. Wie bewertet die Bundesregienmg den bisherigen Erfolg ihres Engage- 
ments für eine Universalisienmg des Übereinkommens über Stieumunition? 

7. Welche Haushaltsmittel hat die Bimdesregienmg seit Inkrafttreten des 
Übereinkommens über Streumunition am 1. August 2010 fiir die Ausson- 
derung, Verwertung rmd Entsorgrmg deutscher Streumrmition verwendet 
(bitte nach Munitionsarten und nach Jahren detailliert aufführen)? 

8. Inwieweit verlaufen die Aussondenmg, die Verwertimg imd die Entsorgrmg 
deutscher Streumunition derzeit plarmiäßig? 

9. Geht die Bimdesregierung davon aus, dass sie die im Übereinkonrmen über 
Streumunition vorgesehene Frist für die Aussonderung, Verwertrmg rmd 
Entsorgrmg deutscher Streumrmition einhalten wird? 

10. Welche Anstrengrmgen imtemimmt die Brmdesregienmg zur Sicherstellimg 
einer ausreichenden und langfristigen Ausbildrmg humanitärer Minenräu- 
merinnen und Mmenrämner? 

1 1 . Für wie realistisch hält die Brrndesregierrmg das Ziel des Minenaktionszen- 
trums Bosnien-Herzegowina (BHMAC), das Land bis zum Jahr 2019 gänz- 
lich von Minen zu befreien? 

12. Welche Voraussetzrmgen müssen aus Sicht der Brmdesregienmg gegeben 
sein, damit es gelingt, Bosnien-Herzegowina bis zum Jahr 2019 gänzlich 
von Minen zu befreien? 

13 . Welche aktuellen Infomiationen liegen der Brmdesregienmg über den Um- 
fang der von der Brmdeswehr' rmd der NATO (Organisation des Nord- 
atlantikvertrages) in Afghanistan hinterlassenen Blindgänger rmd Mrmi- 
tionsreste vor? 

14. Wie ist der aktuelle Stand der Räumrrng deutscher Blindgänger, Mrmition 
rmd Munitionsreste in Afghanistan? 
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15. Inwiefern sieht die Bnndesregiening einen Widerspruch zwischen der vor- 
bildhchen Aiheit deutscher Mineiiräunieiinnen imd Minenräunier imd dem 
Wirken der Bundesweit in Afglianistan, die dort Blindgänger, Mrmition 
und Miinitionsreste hinterlassen hat? 


Berlin, den 30. Juni 2015 
Dr. Gregor Gysi und Fraktion 
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